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zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Hypothekenbankgesetzes und des Schiffsbankgesetzes 

— Drucksachen 7/114, 7/1382 — 

und 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten 

- Drucksachen 7/112, 7/1383 - 


Bericht des Abgeordneten Rapp (Göppingen) 


L Allgemeines 

Die vorliegenden Entwürfe der Bundesregierung 
— Drucksachen 7/114 und 7/112 — wurden in der 
15. Sitzung des 7. Deutschen Bundestages am 16. Fe- 
bruar 1973 in erster Lesung behandelt und an den 
Finanzausschuß federführend, an den Ausschuß für 
Wirtschaft, an den Rechtsausschuß sowie an den 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau mitberatend überwiesen. Regierungsvorlagen 
gleichen Inhalts lagen bereits dem 6. Deutschen 
Bundestag vor (Drucksachen VI/1898, VI/1899); der 
seinerzeit federführende Ausschuß für Wirtschaft 
veranstaltete gemeinsam mit dem damaligen Aus- 
schuß für Städtebau und Wohnungswesen eine 
öffentliche Anhörung von Sachverständigen des Kre- 
ditgewerbes, der Lebensversicherungsunternehmen, 
der Sparerschutzorganisationen und der Verbrau- 
cherverbände sowie von Vertretern der Deutschen 
Bundesbank und des Bundesaufsichtsamts für das 
Kreditwesen. 

Der Rechtsausschuß hat in seiner mitberatenden 
Stellungnahme vom 24. Mai 1973 keine Einwände 
gegen die Entwürfe erhoben. Der Ausschuß für 


Wirtschaft hat zu den Vorlagen am 3. Oktober 
1973 Stellung genommen und mehrere Änderungen 
empfohlen, die vornehmlich die zugelassenen Ne- 
bengeschäfte und deren Umfang, die Vorschriften 
über die Laufzeitkongruenz und die Ausgabe von 
Tilgungspfandbriefen sowie die Frage betreffen, ob 
auf die Einführung einer Ermächtigung, durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über eine vermehrte 
Weiterleitung von Tilgungsrückflüssen aus dem bis- 
herigen Aktivgeschäft an die Inhaber bereits um- 
laufender niedrigverzinslicher Schuldverschreibun- 
gen vorzusehen, verzichtet werden kann. Die Vor- 
schläge des Ausschusses für Wirtschaft tragen im 
wesentlichen den Anregungen Rechnung, die in der 
Stellungnahme des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau vom 21. März 1973 ent- 
halten sind. 

Der Bundesrat hat empfohlen, auf die Verord- 
nungsermächtigung über die vermehrte Weiterlei- 
tung von Tilgungsrückflüssen zu verzichten und 
statt dessen zu versuchen, von den Realkreditinsti- 
tuten eine verbindliche Zusage über eine freiwillige 
Ausschüttung dieser Rückflüsse zu erhalten. Weiter 
hat er vorgeschlagen, auf die geplante Vorschrift 
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über die Laufzeitkongruenz und über die Ausgabe 
von Tilgungspfandbriefen zu verzichten. 

Der Finanzausschuß hat über die Vorlagen am 
5. Dezember 1973 beraten. Er stimmt der Zielset- 
zung der Entwürfe zu, für die Hypothekenbanken 
den Geschäftsrahmen zu modernisieren und zu er- 
weitern und für den ganzen Bereich des Realkredits 
den Schutz des Sparers zu verbessern. Soweit der 
Finanzausschuß Änderungen gegenüber den Regie- 
rungsvorlagen vorschlägt, entsprechen sie im we- 
sentlichen den Empfehlungen des Ausschusses für 
Wirtschaft. Der Ausschuß hat für das Hypotheken- 
bankgesetz insbesondere folgende Änderungen vor- 
geschlagen: 

Die Höchstgrenze für die Vergabe von Kommu- 
naldarlehen an andere EWG-Staaten wurde von 5 
auf 10 V. H. der gesamten Darlehen erhöht. Zugleich 
wurde in § 5 Abs. 2 vorgesehen, daß dieser Satz 
durch Rechtsverordnung bis auf einen Höchstsatz 
von 25 V. H. heraufgesetzt werden kann. Der Aus- 
schuß geht davon aus, daß die Bundesregierung von 
dieser Ermächtigung nur Gebrauch macht, wenn die 
Gegenseitigkeit gewährleistet ist. Der Ausschuß hat 
mit Mehrheit einen Antrag der CDU/CSU abgelehnt, 
auf die Einfügung dieser Verordnungsermächtigung 
zu verzichten und im Gesetz statt des Satzes von 
10 V. H. einen Satz von 20 v. H. vorzusehen. Die 
Mehrheit ist der Auffassung, daß der nunmehr vor- 
gesehene Satz im Zusammenhang mit der gleich- 
falls angehobenen Umlaufgrenze für Kommunal- 
obligationen und Pfandbriefe auch unter Berück- 
sichtigung der Bonitätsgesichtspunkte einen ange- 
messenen und ausreichenden Rahmen für das Aus- 
landskommunalgeschäft darstellt. Da dieser Satz im 
Verordnungswege erhöht werden kann, hat die 
Regierung die Möglichkeit, die jetzige Begrenzung 
nach Maßgabe der Liberalisierung des europäischen 
Kapitalmarkts zu ändern. 

Zur Erweiterung der Refinanzierungsmöglichkei- 
ten hat der Ausschuß ferner beschlossen, auch die 
Ausgabe nicht deckungspflichtiger Schuldverschrei- 
bungen zuzulassen (§ 5 Abs. 1 Nr. 4 c). Aus Grün- 
den des Sparerschutzes wird das Bundesaufsichts- 
amt für das Kreditwesen die Kreditinstitute ver- 
pflichten, bei der Abgabe solcher Schuldverschrei- 
bungen darauf hinzuweisen, daß diese Papiere nicht 
(wie sonst bei Hypothekenpfandbriefen) durch Hypo- 
theken oder Kommunaldarlehen gedeckt sind. 

Gleichfalls unter dem Gesichtspunkt des Sparer- 
schutzes ist die neu eingefügte Vorschrift des § 9 
Abs. 1 zu sehen, die den Grundsatz der Laufzeit- 
kongruenz statuiert und die Ausgabe von Tilgungs- 
pfandbriefen vorschreibt. Der Ausschuß hat den 
Vorschlag des Bundesrates, diese Vorschrift zu strei- 
chen, nicht aufgegriffen; da der Markt jedoch zwi- 
schenzeitlich eine Verkürzung der Laufzeiten er- 
zwungen hat, hat das Gebot zur Ausgabe von Til- 
gungspapieren an Gewicht verloren. Der Ausschuß 
hielt es deshalb für unbedenklich, die Mindest- 
quote der Tilgungspapiere auf 40 v. H. zu senken 
und die Papiere mit Laufzeiten bis zu 15 Jahren auf 
diese Quote anzurechnen. 

Der Ausschuß hat die im Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Hypothekenbankgesetzes und des 


I Schiffsbankgesetzes als Artikel 3 vorgesehene Er- 
mächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen über 
eine vermehrte Weiterleitung von Tilgungsrückflüs- 
sen aus dem bisherigen Aktivgeschäft an die In- 
haber bereits umlaufender niedrigverzinslicher 
Schuldverschreibungen nicht übernommen, nachdem 
die Verbände der Realkreditinstitute zugesagt ha- 
ben, freiwillig Tilgungen in Höhe von insgesamt 
mindestens 200 Millionen DM pro Jahr auf 5 ^^^oige 
und 5V2^’/oige tarifbesteuerte Schuldverschreibungen 
vorzunehmen. Der Ausschuß geht davon aus, daß 
die Realkreditinstitute darüber hinaus im Rahmen 
ihrer jeweiligen Möglichkeiten um Lösungen be- 
müht sein werden, auch die Belange der Käufer 
weiterer niedrigverzinslicher Schuldverschreibungen 
zu wahren. Durch eine Entschließung des Deut- 
schen Bundestages soll klargestellt werden, daß auf 
die Übernahme dieser Vorschrift nur im Vertrauen 
darauf verzichtet wurde, daß die Verbände der 
Realkreditinstitute die gegebene Zusage im vollen 
Umfang einhalten und die Belange der Sparer best- 
möglich wahren werden. In der Entschließung soll 
ausdrücklich darauf hingewiesen werden, daß sich 
der Bundestag vorbehält, für den Fall der Nicht- 
erfüllung auf die in Artikel 3 vorgeschlagene Rege- 
lung im Wege eigener Initiative zurückzukommen. 
Die Bundesregierung soll ersucht werden, drei Jahre 
nach Inkrafttreten des Gesetzes über ihre Erfahrun- 
gen zu berichten. 

Die Änderung des Schiffsbankgesetzes trägt vor 
allem dem Umstand Rechnung, daß die Schiffsban- 
ken vermehrt mit der Beleihung ausländischer 
Schiffe befaßt sind. 

Die Änderungen des Gesetzes über Pfandbriefe 
und verwandte Schuldverschreibungen öffentlich- 
rechtlicher Kreditanstalten stellen bezüglich der 
Vorschriften über die Laufzeitkongruenz über die 
Ausgabe von Tilgungspfandbriefen und über die 
Gewährung von Darlehen im Bereich der Euro- 
päischen Gemeinschaften die Parallelität zu dem 
Hypothekenbankgesetz her. 

Wegen der Einzelheiten der vorgeschlagenen Än- 
derungen wird auf die Einzelbegründungen verwie- 
sen. 

Namens des Ausschusses bitte ich, den Gesetzent- 
würfen in der vorgeschlagenen Fassung die Zustim- 
mung zu geben. 


II. Einzelbegründungen 

1. Zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Hypothekenbankgesetzes und des Schiffsbank- 
gesetzes: 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 — Kommunaldar- 
lehen an ausländische Kreditnehmer 

Im Hinblick auf die zwischenzeitlich eingetretene 
Erweiterung der Europäischen Gemeinschaften 
kann dem Vorschlag des Bundesrates gefolgt 
werden, den in § 5 Abs. 1 Nr. 1 genannten 
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Vomhundertsatz zu erhöhen. Damit eröffnet 
die Bundesrepublik ein hohes Volumen für 
das grenzüberschreitende Kommunaldarlehens- 
geschäft. Darüber hinausgehende Kommunalkre- 
ditgeschäfte mit dem Ausland sollen nur dann 
möglich sein, wenn auch von den anderen Staa- 
ten der Europäischen Gemeinschaften entspre- 
chende Geschäftsmöglichkeiten eröffnet werden. 
Für diesen Fall soll die Rechtsverordnungs- 
ermächtigung des § 5 Abs. 2 Satz 1 die Möglich- 
keit geben, das Volumen des Auslandskommu- 
naldarlehensgeschäfts zu erweitern. 

§ 5 Abs. 1 Nr. 2 — Aktivgeschäft außerhalb der 
Deckungsmasse 

„Bauerwartungshypotheken", die nur vorüber- 
gehend noch nicht deckungsfähig sind, haben 
stark zugenommen. Es erscheint vertretbar, dem 
dadurch Rechnung zu tragen, daß sie auf den 
Höchstbetrag für nicht deckungsfähige Hypothe- 
ken nicht angerechnet werden. 

§ 5 Abs. 1 Nr. 4 — Refinanzierung für Geschäfte 
außerhalb der Deckungsmasse 

Den Hypothekenbanken sollen erweiterte Re- 
finanzierungsmöglichkeiten, insbesondere für die 
Zwischenfinanzierung, die vorzeitige Auszahlung 
der Endfinanzierungsmittel und für zweitrangige 
Beleihungen (Finanzierung aus einer Hand) ge- 
geben werden. Die im Regierungsentwurf vorge- 
sehene Erhöhung der Grenze für die Annahme 
von Einlagen soll ergänzt werden durch die Zu- 
lassung der Ausgabe nicht deckungspflichtiger 
Schuldverschreibungen, die jedoch — nach der 
Genehmigungspraxis zu § 795 BGB — auf das 
Eineinhalbfache des Eigenkapitals begrenzt 
bleibt. Die bisher unbegrenzte, lediglich auf die 
Umlaufgrenze anzurechnende Aufnahme von 
Globaldarlehen soll der gemeinsamen Grenze 
für diese Refinanzierungsmöglichkeiten unterlie- 
gen. 

Hierzu gibt der Ausschuß folgende Empfehlung: 
Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
wird die Kreditinstitute verpflichten, bei der 
Ausgabe von nicht deckungspflichtigen Schuld- 
verschreibungen (§ 5 Abs. 1 Nr. 4 c) die Sparer 
darauf hinzuweisen, daß diese Papiere nicht 
durch Hypotheken oder Kommunaldarlehen, wie 
sonst bei Hypothekenpfandbriefen, gedeckt sind. 

§ 5 Abs. 1 Nr. 8 — Beteiligungen 

Durch die Änderung von Buchstabe a wird er- 
reicht, daß die Institute auch gesellschaftsrecht- 
liche Vorteile in Anspruch nehmen können. 

Die Ergänzung von Buchstabe b dient der Er- 
leichterung des ausländischen Aktivgeschäfts 
und ist wegen der Beschränkung der Einzelbetei- 
ligung vertretbar. 

Die Ergänzung von Nummer 8 durch einen zu- 
sätzlichen (letzten) Satz ermöglicht in geeigneten 
Fällen Ausnahmen vom Höchstbetrag der In- 
landsbeteiligung. Eine Kontrolle durch die Auf- 
sichtsbehörde ist aber erforderlich. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 

§ 7 Abs. 2 — Umlaufgrenze 

Die Änderung trägt der Erweiterung der Re- 
finanzierungsmöglichkeiten Rechnung. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Da der 54arkt inzwischen eine wesentliche Ver- 
kürzung der Laufzeiten der Pfandbriefe erzwun- 
gen hat, hat die Notwendigkeit der Ausgabe von 
Tilgungspapieren an Gewicht verloren. Daher 
kann die Mindestquote für Tilgungspapiere auf 
40 V. H. herabgesetzt und überdies die Anrech- 
nung der Papiere mit Laufzeiten bis zu 15 Jah- 
ren auf die Quote der Tilgungspapiere vorge- 
sehen werden. 


Zu Artikel 1 Nr. 5 a 

Die Erhöhung der Beschränkung in § 12 (Bau- 
platz- und Neubauhypotheken) trägt dem Um- 
stand Rechnung, daß Bauplatz- und Neubau- 
hypotheken, die nur vorübergehend noch nicht 
deckungsfähig sind, in letzter Zeit erheblich zu- 
genommen haben. 

Zu Artikel 2 Nr. 1 

§ 5 Abs. 1 Nr. 9 — Gewährleistungen 

Deutsche Schiffsbanken werden in zunehmendem 
Umfang vor allem von ausländischen Schiffsban- 
ken um die Übernahme von Gewährleistungen 
gebeten, wenn Darlehen an deutsche Unterneh- 
men gegeben werden sollen. Mit der Änderung 
soll angesichts der Internationalisierung des 
Schiffsbeleihungsgeschäftes den Bedürfnissen 
dieses Geschäftszweiges Rechnung getragen wer- 
den. 

§ 5 Abs. 1 Nr. 10 — Beteiligungen 

Die Änderung des Buchstaben a beruht auf dem 
oben zu § 5 Abs. 1 Nr. 8 des Hypothekenbank- 
gesetzes dargelegten Erwägungen. 

Mit der Änderung von Buchstabe b wird den be- 
sonderen Erfahrungen der Schiffsbanken im Aus- 
landsgeschäft, das vor allem in den letzten Jah- 
ren zugenommen hat, Rechnung getragen. 

Die Ergänzung der Nummer 10 durch einen zu- 
sätzlichen (letzten) Satz beruht auf den oben zu 
§ 5 Abs. 1 Nr. 8 Hypothekenbankgesetz darge- 
legten Erwägungen. 

Zu Artikel 2 Nr. 3 

Die in § 10 Abs. 5 (Auslandsbeleihungen) vor- 
gesehene Erhöhung des Anteils der Auslands- 
beleihungen erscheint angesichts der Internatio- 
nalisierung des Schiffsbeleihungsgeschäfts und 
im Hinblick auf die mit dem Auslandsgeschäft 
gemachten guten Erfahrungen angezeigt. 
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Zu Artikel 3 — Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechts Verordnungen 

Der Ausschuß hat aus den unter I. dargelegten 
Gründen auf die Übernahme dieser Vorschrift 
verzichtet. 


2. Zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher Kre- 
ditanstalten: 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

§ 7 a — Laufzeitkongruenz und Tilgungspapiere 

Da der Markt inzwischen eine wesentliche Ver- 
kürzung der Laufzeiten der Pfandbriefe erzwun- 
gen hat, hat die Notwendigkeit der Ausgabe von 
Tilgungspapieren an Gewicht verloren. Daher 
kann die Mindestquote für Tilgungspapiere auf 
40 V. H. herabgesetzt und überdies die Anrech- 


nung der Papiere mit Laufzeiten bis zu 15 Jah- 
ren auf die Quote der Tilgungspapiere vorge- 
sehen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Im Hinblick auf die zwischenzeitlich eingetretene 
Erweiterung der Europäischen Gemeinschaften 
kann dem Vorschlag des Bundesrates gefolgt 
werden, den in § 8 Abs. 4 Satz 1 genannten 
Vomhundertsatz zu erhöhen. Damit eröffnet die 
Bundesrepublik ein hohes Volumen für das 
grenzüberschreitende Kommunaldarlehensge- 
schäft. Darüber hinausgehende Kommunalkredit- 
geschäfte mit dem Ausland sollen nur dann 
möglich sein, wenn auch von den anderen Staa- 
ten der Europäischen Gemeinschaften entspre- 
chende Geschäftsmöglichkeiten eröffnet werden. 
Für diesen Fall soll die Rechtsverordnungs- 
ermächtigung des von dem Ausschuß vorgeschla- 
genen Absatzes 5 die Möglichkeit geben, das Vo- 
lumen des Auslandskommunaldarlehensgeschäfts 
noch zu erweitern. 


Berichtigung des Ausschußantrags 


In der Zusammenstellung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten mit den Beschlüssen 
des Finanzausschusses in Drucksache 7/1383 muß Artikel 2 um folgenden Satz 
ergänzt werden: „Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes." 


Bonn, den 7. Dezember 1973 


Rapp (Göppingen) 

Berichterstatter 
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